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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. Januar 1957 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Zusatzprotokoll 
zum Abkommen zwischen dem Deutschen Reich 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 
15. Juli 1931 zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung auf dem Gebiete der direkten 
Steuern und der Erbschaftsteuern 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Abdrucke des Zusatzprotokolls, der Denkschrift zu dem Zusatz- 
protokoll und des Verhandlungsprotokolls zum Zusatzprotokoll 
zum Abkommen liegen diesem Schreiben bei. 

Der Entwurf ist von den Bundesministern des Auswärtigen und 
der Finanzen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 169. Sitzung am 21. Dezember 1956 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, sich die 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf für den zweiten Durchgang 
vorzubehalten, da im Augenblick die finanziellen Auswirkungen 
der Vorlage noch nicht zu übersehen seien. 

Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedürfe. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen dem Deutschen 
Reich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 15. Juli 1931 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der 
direkten Steuern und der Erbschaftsteuern 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 6. Juli 1956 Unterzeich- 
neten Zusatzprotokoll zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft zum Abkommen zwischen 
dem Deutschen Reich und der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft vom 15. Juli 1931 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf 
dem Gebiete der direkten Steuern und der 
Erbschaftsteuern wird zugestimmt. Das Zu- 
satzprotokoll wird nachstehend veröffent- 
licht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
sofern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Zusatzprotokoll 
nach seinem Artikel 7 in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 

Zu Artikel 1 

Das Zusatzprotokoll bedarf der Zustimmung 
der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 59 Abs. 2 GG, da es sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. Die 
Gesetzgebung über Steuern vom Einkommen 
und Vermögen wird geändert. 

Zu Artikel 2 

Das Gesetz enthält die übliche Berlin-Klausel. 
Die völkerrechtliche Einbeziehung Berlins ist 
in Artikel 6 des Zusatzprotokolls geregelt. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 enthalt die nach Artikel 82 Abs. 2 
Satz 1 GG erforderliche Bestimmung über 
das Inkrafttreten des Zustimmungsgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist das Inkrafttreten des Zu- 
satzprotokolls im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 



Zusatzprotokoll 

zum Abkommen zwischen dem Deutschen Reich 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 15. Juli 1931 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete 
der direkten Steuern und der Erbschaftsteuern 


Zur Ergänzung des Abkommens zwischen dem Deut- 
schen Reich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete 
der direkten Steuern und der Erbschaftsteuern vom 
15. Juli 1931 nebst Schlußprotokoll und Notenwechsel 
vom gleichen Tage, Zusatzprotokoll vom 11. Januar 1934 
und Verhandlungsprotokollen vom 15. Juli 1931, 7. Sep- 
tember 1940 und 2. November/8. Dezember 1943 (Doppel- 
besteuerungsabkommen) 

und unter Berücksichtigung der Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über die deutschen Vermögenswerte 
in der Schweiz und zum deutschen Lastenausgleich vom 
26. August 1952 sowie des dazu ergangenen Gesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland vom 7. März 1953 

haben die Bundesrepublik Deutschland und die Schwei- 
zerische Eidgenossenschaft das folgende Zusatzprotokoll 
abgeschlossen; 

Artikel 1 

(1) Außerordentliche Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen, insbesondere einmalige außerordentliche Ver- 
mögensabgaben, die nach dem Inkrafttreten dieses Zu- 
satzprotokolls erstmals in einem der beiden Vertrags- 
staaten eingeführt oder erhoben werden, fallen unter 
Artikel 1 des Doppelbesteuerungsabkommens. 

(2) Für die Vermögensabgabe nach dem deutschen Ge- 
setz über den Lastenausgleich vom 14. August 1952 
(Lastenausgleichsgesetz) gelten die nachstehenden Artikel 
dieses Zusatzprotokolls. 

Artikel 2 

(1) Natürliche Personen, die am 21. Juni 1948 die 
schweizerische, nicht aber gleichzeitig die deutsche Staats- 
angehörigkeit besessen und ihren Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt im Sinne des Lastenausgicichs- 
gesetzes in der Bundesrepublik Deutschland gehabt 
haben, unterliegen mit dem in der Schw r eiz belegenen 
Vermögen nicht der Vermögensabgabe. 

(2) Als Vermögen im Sinne des Absatzes 1 gilt das am 
21. Juni 1948 in der Schweiz belegene Vermögen, soweit 
es bestand aus 

a) unbeweglichem Vermögen (einschließlich Zube- 
hör); 

b) Berechtigungen an einem in der Schweiz gelege- 
nen Grundstück, auf welche die Vorschriften des 
schweizerischen Privatrechts über Grundstücke 
Anwendung finden, sowie Nutzungsrechte an 
unbeweglichem Vermögen in der Schweiz; 

c) dem einer schweizerischen Betriebsstätte dienen- 
den Vermögen im Sinne von Artikel 3 Absätze 1 
und 4 des Doppelbesteuerungsabkommens; 

d) dem Vermögen, das der Ausübung eines freien 
Berufes dient; 

e) in der Schweiz eingetragenen immateriellen 
Güterrechten; 

f) Aktien, Anteilscheinen und sonstigen Wertpapie- 
ren, Banknoten und sonstigen beweglichen Ver- 
mögenswerten. 


(3) Als Vermögen im Sinne des Absatzes 1 gelten 
ferner 

a) von Gesellschaften mit Sitz in der Schweiz aus- 
gegebene Aktien, und dies selbst dann, wenn 
die Titel am 21. Juni 1948 in der Bundesrepublik 
Deutschland lagen; 

b) Anteile an Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung und Genossenschaften, die ihren Sitz am 
21. Juni 1948 in der Schweiz hatten; 

c) Forderungen und Guthaben (einschließlich Obli- 
gationen, Schuldscheine, Wechselforderungen und 
Versicherungsansprüche), sofern der Schuldner 
seinen Wohnsitz im Sinne des Doppelbesteue- 
rungsabkommens am 21. Juni 1948 in der Schweiz 
hatte und die Forderungen nicht auf unbeweg- 
lichem Vermögen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land grundpfändlich sichergestellt waren. 

(4) Gehörten Vermögenswerte im Sinne von Absatz 2 
lit. e und f oder Absatz 3 am 21. Juni 1948 zum Betriebs- 
vermögen einer in der Bundesrepublik Deutschland be- 
findlichen Betriebsstätte, so gelten diese Vermögenswerte 
nicht als in der Schweiz belegen. 

(5) Natürliche Personen, die am 21. Juni 1948 neben 
der schweizerischen auch die deutsche Staatsangehörig- 
keit besessen und ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im Sinne des Lastenausgleichsgesetzes in der 
Bundesrepublik Deutschland gehabt haben, unterliegen 
mit dem in der Schweiz belegenen, in Absatz 2 lit. a bis c 
genannten Vermögen nicht der Vermögensabgabe. 

Artikel 3 

(1) Natürliche Personen, die am 21. Juni 1948 die deut- 
sche oder die schweizerische Staatsangehörigkeit besessen 
und ihren Wohnsitz im Sinne des Doppelbesteuerungs- 
abkommens in der Schweiz gehabt haben, werden zur 
beschränkten Abgabepflicht bei der Vermögensabgabe 
nicht heran gezogen; 

a) mit Forderungen, die durch in der Bundesrepublik 
Deutschland belegene Grundstücke grundpfänd- 
lich sichergestellt waren; 

b) mit Urheberrechten, die in der Bundesrepublik 
Deutschland in ein dafür bestimmtes Buch oder 
Register eingetragen waren und die nicht zum 
Vermögen einer dort belegenen Betriebsstätte 
gehörten; 

c) mit sonstigen beweglichen Vermögenswerten, für 
welche das Doppelbesteuerungsabkommen das 
Besteuerungsrecht dem Wohnsitzstaate des 
Eigentümers zuweist. 

(2) Entsprechendes gilt für die nach deutschem Recht 
selbständig abgabepflichtigen Körperschaften, Personen- 
vereinigungen und Vermögensmassen, die nach schweize- 
rischem Recht errichtet worden sind und am 21. Juni 1948 
ihren Wohnsitz im Sinne des Doppelbesteuerungsabkom- 
mens in der Schweiz gehabt haben. 

Artikel 4 

In Fällen, in denen die Auslegung oder Anwendung 
dieses Zusatzprotokolls zu Schwierigkeiten führt oder zu 
Zweifeln Anlaß gibt, werden sich die obersten Verwal- 
tungsbehörden der beiden Vertragsstaaten verständigen. 
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Artikel 5 

Dieses Zusatzprotokoll berührt nicht das Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft zum deutschen Lasten- 
ausgleich vom 26. August 1952. 

Artikel 6 

(1) Dieses Zusatzprotokoll gilt auch für das Land Ber- 
lin, sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber dem Schweizerischen Bundesrat 
innerhalb von 3 Monaten nach Inkrafttreten des Zusatz- 
protokolls eine gegenteilige Erklärung abgibt. Soweit 
in diesem Zusatzprotokoil Bezug genommen wird auf die 
Bundesrepublik Deutschland, gilt das Land Berlin als ein- 
geschlossen. 

(2) Das Land Berlin umfaßt für die Zwecke dieses Zu- 
satzprotokolls die Gebiete, über welche der Senat von 
Berlin hoheitliche Befugnisse ausübt. 


(3) An die Stelle des 21. Juni 1948 tritt, soweit nicht 
eine DM-ErÖffnungsbilanz auf den 21. Juni 1948 vorliegt, 
der 1. April 1949 

a) bei Abgabepflichtigen, die am 21. Juni 1948 ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne 
des Lastenausgleichsgesetzes im Land Berlin 
hatten, für die Zwecke des Artikels 2 Abs. 2 bis 
4 sowie für die Frage der Belegenheit in Arti- 
kel 2 Abs. 5, 

b) bei beschränkt Abgabepflichtigen mit Vermögen 
im Land Berlin für die Anwendung des Artikels 3. 


Artikel 7 

Dieses Zusatzprotokoil soll ratifiziert und die Ratifika- 
tionsurkunden sollen baldmöglichst in Bern ausgetauscht 
werden; es tritt einen Monat nach dem Tag des Aus- 
tausches der Ratifikationsurkunden in Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig Be- 
vollmächtigten dieses Zusatzprotokoll unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Bonn am 6. Juli 1956 in doppelter Ur- 
schrift. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Hallstein 

Mersmann 

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft 
gezeichnet: 

Huber 

Rebsamen 
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Denkschrift zu dem Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen 
dem Deutschen Reich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 15. Juli 1931 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der direkten Steuern 

und der Erbschaftsteuern 


Durch das Zusatzprotokoll sollen insbesondere die in 
der Bundesrepublik ansässigen schweizerischen Staats- 
angehörigen mit ihrem Vermögen in der Schweiz (dem 
sogenannten Heimatvermögen) von der Vermögensab- 
gabe freigestellt werden; diese Behandlung entspricht 
den Grundsätzen des deutsch-schweizerischen Doppelbe- 
steuerungsabkommens vom 15. Juli 1931. Für die vor- 
gesehene Regelung waren die folgenden Überlegungen 
maßgebend: 

I. 

Nach Artikel 1 des Abkommens zwischen dem Deut- 
schen Reich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete 
der direkten Steuern und der Erbschaftsteuern vom 
15. Juli 1931 (Doppelbesteuerungsabkommen) sind als 
direkte Steuern im Sinne dieses Abkommens u. a. solche 
Steuern anzusehen, die auf der Grundlage der in jedem 
der beiden Staaten geltenden Gesetzgebung unmittelbar 
von dem Vermögen erhoben werden. 

Die Schweiz hat sich nach Inkrafttreten des Lastenaus- 
gleichsgesetzes (LAG) auf den Standpunkt gestellt, daß 
die Lastenausgleichsabgaben, insbesondere die Vermö- 
gensabgabe (VA) unter das Doppeibesteuerungsabkom- 
men fallen. Ihre Auffassung hat sie im wesentlichen 
damit begründet: 

1. Nadi der Systematik des allgemeinen Steuerrechts sei 
die VA eine Steuer vom Vermögen und falle als 
solche unter die direkten Steuern. Die direkten Steuern 
würden die laufenden wie die einmaligen oder außer- 
ordentlichen Steuern umfassen, da der Begriff der 
direkten Steuern nur indirekte Steuern ausschließc, 
wozu die VA keinesfalls gehöre. 

2. Die Schweiz habe sich von jeher auf den Standpunkt 
gestellt, daß einmalige oder außerordentliche direkte 
Steuern, die sie selbst erhebe, unter das Doppelbe- 
stcuerungsabkommen fallen. So gehöre nach dem 
Schiußprotokoll zu dein Doppeibesteuerungsabkommen 
auch die außerordentliche eidgenössische Kriegsstcuer 
zu den direkten Steuern. Die Wehrsteuer vom 9. De- 
zember 1940 sei von vornherein als außerordentliche 
Steuer angesehen worden. Es sei von der Schweiz nie 
in Zweifel gezogen worden, daß sie unter das Doppel- 
besteuorungsabkommcn falle. 

3. Österreich erhebe eine der deutschen VA entspre- 
chende gleichartige Vermögensabgabe. Zwischen der 
Schweiz und Österreich bestehe Übereinstimmung, daß 
diese Vermögensabgabe unter das schweizerisch/öster- 
reichische Doppelbesteuerungsabkommen falle. Auch 
gegenüber allen anderen Staaten, mit denen die 
Schweiz ein Doppeibesteuerungsabkommen abge- 
schlossen habe, und die eine einmalige oder außer- 
ordentliche Steuer eingeführt hätten, wie z. B. vor 
Jahren die Türkei oder in jüngerer Zeit Frankreich, 
sei der von der Schweiz vertretene Standpunkt aner- 
kannt worden. Die Schweiz hätte sich zu dieser Auf- 
fassung auch dann bekannt, wenn dies zu schweren 
finanziellen Opfern ihrerseits geführt hätte. 

4. Die Deutsche Bundesrepublik habe durch Mitteilung 
vom 1. September 1950 anerkannt, daß die nach dem 
Soforthilfegesetz erhobene einmalige Abgabe unter 
das Doppeibesteuerungsabkommen falle. Da die Sofort- 
hilfeabgabe nur die Vorläuferin der VA sei, müsse 
folgerichtig auch diese dem Doppelbesteuerungsab- 
kommen unterworfen werden. 


Von deutscher Seite wird demgegenüber folgender 

Standpunkt vertreten: 

1. Es ist zwar richtig, daß für die Soforthilfeabgabe die 
Erklärung abgegeben wurde, sie falle unter das Dop- 
pelbesteuerungsabkommen. Dies ist aber zu einem 
Zeitpunkt geschehen, als Umfang und Tragweite der 
Lastenausgleichsabgaben im einzelnen noch nicht zu 
übersehen waren. Ein Schluß aus dieser Erklärung 
auf die Lastenausgleichsabgaben darf daher nicht ge- 
zogen werden. 

2. Bei der Hypothekengewinnabgabe (HGA) und der 
Kreditgewinnabgabe (KGA) handelt es sich um Ab- 
gaben eigener Art, die den durch die Währungsum- 
stellung entstandenen Währungsgewinn erfassen und 
mit keiner der in Artikel 1 des Doppelbesteuerungs- 
abkommens aufgezählten Steuern systematisch wie 
sachlich in Beziehung stehen. 

3. Die VA ist zwar unzweifelhaft eine Steuer vom Ver- 
mögen, sie nimmt aber als einmalige, auf 30 Jahre 
verrentete Abgabe mit einem Satz von 50 v. H. zur 
Erfüllung eines einmaligen genau umrissenen Zweckes 
eine solche Sonderstellung ein, daß sie in das System 
der übrigen Steuern nicht mehr eingereiht werden 
kann. Die deutsche Auffassung ging deshalb von vorn- 
herein dahin, daß die VA den übrigen Steuern vom 
Vermögen ohne Rücksicht auf deren Ausgestaltung im 
einzelnen nicht gleichgestellt werden kann. Es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß bei Abschluß des 
Doppelbesteucrungsabkommens bei jedem der Ver- 
tragspartner eine solche außergewöhnliche Abgabe 
außerhalb jeder Vorstellung lag. Diese Auffassung 
findet darin ihre Stütze, daß auch die Reichsfludit- 
steucr, die nur 25 v. FL des Vermögens betrug, nicht 
unter das Doppeibesteuerungsabkommen fiel (vgl. 
Nummer 1 des Zusatzprotokolls zum Doppclbe- 
stcuerungsabkornmen vom 11. Januar 1934). Die deut- 
sche grundsätzliche Auffassung in dieser Frage kommt 
auch durch die Bestimmung in § 24 Nr. 7 LAG zum 
Ausdruck, wonach Wirtsdiaftsgüter, die nach beson- 
derer Vereinbarung mit anderen Staaten von der Ver- 
mögensteuer befreit sind, dem Vermögen wieder zu- 
zurcchnen sind, wenn sich die Befreiung nicht zugleich 
auf die VA erstreckt. Der deutsche Gesetzgeber lehnt 
also eine Automatik für die VA ab, wenn sich aus 
einem Doppelbesteuerungsabkommen eine Befreiung 
für die Vermögensteuer ergibt. 

4. Letzten Endes entscheidend für die von deutscher Seite 
vertretene Auffassung ist der Umstand, daß bereits 
Tatsachen geschaffen wurden, die eine andere Aus- 
legung gar nicht mehr zulassen. Das Gesetz über die 
drei Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über 
d ; e deutschen Vermögenswerte in der Schweiz, über 
die Regelung der Forderungen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft gegen das ehemalige Deutsche Remh 
und zum deutschen Lastenausgleich vom 7. März 1953 
(Mantelgesetz) setzt voraus, daß die VA nicht unter 
das Doppeibesteuerungsabkommen fällt. Eine Befrei- 
ung von der VA wäre u. a. im Falle der Leistung des 
freiwilligen Beitrags gar nicht möglich gewesen, wenn 
die Vermögenswerte zum wesentlichen Teil in der 
Schweiz ohnedies durch das Doppelbesteuerungsab- 
komrnen der deutschen Steuerhoheit entzogen gewesen 
wären. 
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Die Schweiz sieht in dem Erlaß des Mantelgesetzes 
eine einseitige innerdeutsche Nichtbeachtung des Dop- 
pelbesteuerungsabkommens, während nach deutscher Auf- 
fassung das Mantelgesetz das Doppelbesteuerungsab- 
kommen in keiner Weise berührt. 

II. 

Die Schweiz macht geltend, daß durch den von deut- 
scher Seite vertretenen Standpunkt und durch den Erlaß 
des Mantelgesetzes eine Ungleichheit in der Heran- 
ziehung der Vermögenswerte in der Schweiz zur VA 
eingetreten sei, je nachdem diese Vermögenswerte am 
Währungsstichtag einem deutschen oder schweizerischen 
Staatsangehörigen gehört haben. Ein deutscher Staats- 
angehöriger sei mit den Vermögenswerten in der 
Schweiz zur VA nicht heranzuziehen, wenn er den frei- 
willigen Beitrag geleistet habe oder wenn ein Fall der 
Artikel 5 und 6 des Abkommens über die deutschen 
Vermögenswerte in der Schweiz vorliege. Ein schweize- 
rischer Staatsangehöriger, der in der Deutschen Bundes- 
republik oder im Land Berlin seinen Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt habe, müsse aber für die Ver- 
mögenswerte, die er in der Schweiz besitze, die volle 
VA entrichten. Sinn der Freigabe der gesperrten Ver- 
mögenswerte deutscher Staatsangehöriger könne nicht 
gewesen sein, die Vermögenswerte schweizerischer 
Staatsangehöriger beim Lastenausgleich schlechter zu 
stellen. Für einen schweizerischen Staatsangehörigen sei 
es schlechterdings unverständlich, daß seine Vermögens- 
werte in der Schweiz zur VA herangezogen würden, 
während der deutsche Staatsangehörige sie sich unge- 
schmälert durch die VA erhalten könne, obwohl die 
Verhinderung der Liquidation dieses Vermögens aus- 
schließlich dem Verhalten der Schweiz zu verdanken sei. 
Für die Schweiz habe dieses Anliegen eine erhebliche 
Bedeutung, da am Währungsstichtag in der Bundes- 
republik Deutschland etwa 18 000 schweizerische Staats- 
angehörige gewohnt hätten. 

III. 

Trotz der unter I aufgeführten Bedenken erscheint es 
angebracht, dem Wunsche der Schweiz nachzukommen 
und für die Zukunft den Anwendungsbereich des Dop- 
pelbesteuerungsabkommens auch auf die direkten außer- 
ordentlichen Steuern auszudehnen. 

IV. 

Es kann nicht bestritten werden, daß durch die Frei- 
gabe des deutschen Vermögens in der Schweiz und durch 
die damit zusammenhängende abgabenrechtliche Rege- 
lung im Mantelgesetz eine Ungleichmäßigkeit in der Her- 
anziehung zur VA im Verhältnis zwischen deutschen und 
schweizerischen Staatsangehörigen eingetreten ist. Der 
freiwillige Beitrag, den ein deutscher Staatsangehöriger 
geleistet hat, um die Freigabe seines in der Schweiz 
gesperrten Vermögens zu erreichen, hat seinen Rechts- 
grund nicht im LAG, sondern ausschließlich in dem Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die deut- 
schen Vermögenswerte in der Schweiz. Der deutsche 
Staatsangehörige, der den freiwilligen Beitrag geleistet 
hat oder der nach den Artikeln 5 oder 6 des Abkom- 
mens über die deutschen Vermögenswerte in der 
Schweiz von der Leistung eines Beitrags befreit ist, hat 
für diese Vermögenswerte keine VA zu entrichten und 
ist damit günstiger gestellt als der schweizerische Staats- 
angehörige mit Vermögen in der Schweiz. Diese uner- 
wünschte Nebenwirkung für schweizerische Staatsange- 
hörige ist bei Abschluß des Abkommens über die deut- 
schen Vermögenswerte in der Schweiz und bei Erlaß 
des Mantelgesetzes nicht berücksichtigt worden. Die 


durch das Abkommen und das Mantelgesetz geschaffene 
Rechtslage erfordert deshalb eine Gleichstellung der 
schweizerischen Staatsangehörigen mit Vermögenswerten 
in der Schweiz, d. h. die Befreiung des sog. schweizeri- 
schen Heimatvermögens von der VA. 

Das Zugeständnis der Befreiung des schweizeri- 
schen Heimatvermögens unbeschränkt abgabepflichtiger 
schweizerischer Staatsangehöriger von der VA hat zur 
Folge, daß auch die beschränkt abgabepflichtigen 
schweizerischen Staatsangehörigen aus dem Gesichts- 
punkt der Grundsätze des als solchem nicht anwend- 
baren Doppelbesteuerungsabkommens nicht schlechter 
gestellt werden dürfen. Es ist deshalb berechtigt, wenn 
für sie bei der Heranziehung zur VA im Ergebnis die 
Grundsätze des Doppelbesteuerungsabkommens zur An- 
wendung kommen. Diese Regelung kann aber nicht ein- 
seitig nur für die schweizerischen Staatsangehörigen ge- 
troffen werden, sie muß auch den deutschen Staatsange- 
hörigen in gleicher Weise zugute kommen. Damit wird 
für die beschränkt Abgabepflichtigen, die ihren Wohnsitz 
in der Schweiz haben, der Zustand wiederhergestellt, 
der bestanden hätte, wenn die VA von vornherein unter 
das Doppelbesteuerungsabkommen gefallen wäre. Auch 
mit Rücksicht auf die Soforthilfeabgabe, für die deut- 
scherseits anerkannt wurde, daß sie unter das Doppel- 
besteuerungsabkommen fällt, ist diese Regelung insoweit 
wünschenswert. 

V. 

Die im Zusatzprotokoll getroffene Regelung vermeidet 
eine Auswirkung auf andere Staaten, mit denen sachlich 
gleiche Doppelbesteuerungsabkommen wie mit der 
Schweiz getroffen worden sind, Diese Staaten können 
sich im Wege der Auslegung auf das mit der Schweiz 
abgeschlossene Doppelbesteuerungsabkommen nicht be- 
rufen. 

Von besonderer Bedeutung ist die Frage, ob die im 
Zusatzprotokoll mit der Schweiz getroffene Vereinbarung 
auf Grund der in dem Pariser Vertragswerk — Artikel 10 
des X. Teiles des Vertrages zur Regelung aus Krieg und 
Besatzung entstandener Fragen — zugestandenen Meist- 
begünstigungsklausel Auswirkung zugunsten der An- 
gehörigen der Vereinten Nationen (AVN) hat. Dazu ist 
folgendes zu sagen: 

Es ist international anerkanntes Recht, daß Verein- 
barungen in Doppelbesteuerungsverträgen sowie Verein- 
barungen, die klar abgrenzbare eigentümliche Sonder- 
regelungen zum Gegenstände haben, keine Anwendung 
von Meistbegünstigungsklauseln zur Folge haben (Hin- 
weis auf Rosendorff-FIenggeler, Das internationale 
Steuerrecht des Erdballs • — Europa, Band I, Seite De 377; 
Rennebaum-Zitzlaff, Die deutschen Doppelbesteuerungs- 
verträge, S. 27; Dorn, Das Steuerrecht der Wirtschaft, 
Steuer und Wirtschaft 1926 Sp. 1399, 1404; Guggenheim, 
Lehrbuch des Völkerrechts Bd. I, S. 98). Das Zusatzprotokoll 
ist nicht nur äußerlich ein Bestandteil des Doppelbe- 
steuerungsabkommens, sondern sachlich eine zusätzliche 
Abgrenzung der gegenseitigen Besteuerung zur Rege- 
lung einer eigenartigen, nur im Verhältnis zu der 
Schweiz durch das Abkommen über die Freigabe der 
deutschen Vermögenswerte und das Mantelgesetz ein- 
getretenen rechtlichen Lage. Es handelt sich um einen im 
Zusammenhang mit dem Doppelbcsteuerungsabkommen 
und der Freigabe des deutschen Vermögens in der 
Schweiz stehenden Sonderfall, der eine Sonderregelung 
erforderte und von den rechtlichen Zusammenhängen, 
die zu dieser Regelung geführt haben, nicht losgelöst 
werden kann. Die deutschen Zugeständnisse in dem Zu- 
satzprotokoll können deshalb nicht verselbständigt wer- 
den, sondern stehen im engsten Zusammenhang mit den 
Zugeständnissen der schweizerischen Seite. Die Rege- 
lung in dem Zusatzprotokoll ist demnach eine unteilbare, 
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auf dem Prinzip des „do, ut des' J beruhende Einheit. 
Die für die AVN vorgesehene Meistbegünstigungs- 
klausel kann deshalb nicht zur Wirkung kommen. 

VI. 

Zu den einzelnen Vorschriften des Zusatz- 
protokolls ist folgendes hervorzuheben: 

Zu Artikel 1 

Mit dem Inkrafttreten des Zusatzprotokolls sollen alle 
direkten Steuern ohne Rücksicht darauf, ob es sich um 
Steuern vom Einkommen oder vom Vermögen, um 
ordentliche oder außerordentliche, insbesondere um lau- 
fende oder einmalige Steuern handelt, dem Doppel- 
besteuerungsabkommen unterworfen werden. Soweit es 
sich um außerordentliche Steuern handelt, müssen sie 
nach dem Inkrafttreten des Zusatzprotokolls erstmals 
in einem der beiden Vertragsstaaten eingeführt oder er- 
hoben werden. Damit ist klargestellt, daß die Abgaben 
nach dem LAG bisher nicht unter das Doppelbesteue- 
rungsabkommen fallen. Für die VA gilt im Verhältnis 
zur Schweiz eine Sonderregelung, die in den Artikeln 2 
und ff. getroffen worden ist. Die Kreditgewinnabgabe 
und die Hypothekengewinnabgabe sind in die Sonder- 
regelung nicht eingeschlossen. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 regelt die Behandlung der in der Schweiz 
belegenen Vermögenswerte unbeschränkt abgabepflichti- 
ger schweizerischer Staatsangehöriger bei der VA. 

Dabei wird zwischen unbeschränkt Abgabepflichtigen, 
die am Währungsstichtag nur die schweizerische, und 
solchen, die die deutsche und schweizerische Staats- 
angehörigkeit besessen haben, unterschieden. Die schwei- 
zerischen Staatsangehörigen, die nicht gleichzeitig die 
deutsche Staatsangehörigkeit besessen haben, werden 
mit ihrem sogenannten Heimatvermögen von der VA 
befreit. 

Zu dem Hehnatvermögen gehört das in der Schweiz 
belegene Vermögen nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4. 
Die Regelung schließt sich eng an die in dem Abkom- 
men über die deutschen Vermögenswerte in der Schweiz, 
insbesondere an die in Artikel 20 getroffene Regelung an. 

Zweck der Absätze 2 und 3 ist, eine abschließende, 
nicht nur beispielsweise Aufzählung der befreiten Ver- 
mögenswerte zu geben. Die Bezeichnung der Vermögens- 
werte schließt nur teilweise an die im deutschen Steuer- 
recht maßgebenden Begriffe an. Soweit dies nicht der 
Fall ist, sind die verwendeten Begriffe nach dem inter- 
nationalen Recht oder in den Fällen, in denen dies aus- 
drücklich bestimmt ist, nach dem Doppelbesteuerungs- 
abkommen oder nach dem schweizerischen Privatrecht 
auszulegen. 

Die im Absatz 2 genannten Vermögenswerte müssen in 
der Schweiz belegen sein. Bei den in Absatz 2 Buch- 
stabe f genannten Anteilscheinen ist ihre Belegenheit 
nur dann entscheidend, wenn es AVertpapiere sind, d. h. 
rechtsverbriefende Urkunden, deren Besitz bei der Rechts- 
ausübung notwendig ist. 

Im Absatz 3 handelt es sich lim drei Gruppen von Ver- 
mögenswerten. Bei der einen Gruppe (Absatz 3 Buch- 
stabe a) wird die Befreiung auch auf solche Vermögens- 
werte ausgedehnt, die an dem für die Vermögensermitt- 
lung maßgebenden Stichtag in der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder im Land Berlin lagen. Bei der zweiten Gruppe 
(Absatz 3 Buchstabe b) handelt es sich um Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung und um Genossenschaften, die 
ihren Sitz in der Schweiz hatten. Die (nach dem Be- 
wertungsgesetz Kapitalvermögen darstellenden) Anteile 


an den genannten Gesellschaften (Genossenschaften) 
werden — wie das Betriebsvermögen selbst — als Ver- 
mögen in der Schweiz angesehen und demgemäß von 
der VA befreit. Bei der dritten Gruppe (Absatz 3 Buch- 
stabe c) wird die Belegenheit, da sie sich nicht aus der 
Natur der Sache ergibt, im unmittelbaren Anschluß an 
die in Artikel 20 des Abkommens über die deutschen 
Vermögenswerte getroffene Regelung näher festgelegt. 

Absatz 4 nimmt von der Befreiung alle ungesicherten 
Forderungen, Guthaben, immateriellen Rechte und be- 
weglichen Vermögenswerte aus, wenn sie an dem für 
die Vermögensermittlung maßgebenden Stichtag zum 
Betriebsvermögen einer in der Bundesrepublik oder im 
Land Berlin befindlichen Betriebsstätte gehörten. Diese 
Einschränkung der Befreiung hat sich als notwendig er- 
wiesen, weil nach deutschem Recht das Betriebsvermö- 
gen eine wirtschaftliche Einheit darstellt und die Her- 
auslösung von einzelnen Vermögenswerten dieser Art 
je nach der Belegenheit zu rechtlich kaum lösbaren 
Folgerungen geführt hätte. 

Zu der Behandlung der Wertpapiere, insbesondere der 
Aktien, ist folgendes zu sagen: 

Nach dem Unterzeichnungsprotokoll zu dam Abkom- 
men über die deutschen Vermögenswerte in der Schweiz 
(„zu Artikel 20") gelten auf deutsche Währung lautende, 
in Deutschland ausgegebene Wertpapiere (deutsche Wert- 
papiere) nicht als Vermögen deutscher Eigentümer im 
Sinne des genannten Abkommens, auch wenn sie in der 
Schweiz liegen. Infolge dieser Auslegungsbestimmung 
w r urden deutsche Wertpapiere mit Inkrafttreten des Ab- 
kommens allgemein von der Sperre befreit. Die Folge 
ist, daß diese Wertpapiere dem LAG unterliegen. Ge- 
hören sie zu einem Betriebsvermögen, richtet sich ihre 
Heranziehung nach den Bestimmungen des LAG. Ge- 
hören sie zum Privatvermögen, bleiben sie mit Rücksicht 
auf die am Währungsstichtag vorhandene Sperre frei, 
eine Heranziehung zur Ersatzvermögensabgabe kommt 
nicht in Betracht. Eine entsprechende Behandlung ergibt 
sich für die am 21. Juni 1948 in der Schweiz belegenen 
deutschen Wertpapiere, die sich am Währungsstichtag in 
den Händen von unbeschränkt abgabepflichtigen schwei- 
zerischen Staatsangehörigen befanden, aus Artikel 2 
Abs. 2 Buchstabe f in Verbindung mit Artikel 2 Abs. 4. 

Von Gesellschaften mit Sitz in der Schweiz ausgege- 
bene Aktien (schweizer Aktien), die im Besitz von unbe- 
schränkt abgabepflichtigen deutschen Staatsangehörigen 
waren, wurden, soweit sie in der Schweiz lagen, durch 
den Beschluß des Schweizerischen Bundesrats vom 16. Fe- 
bruar 1945 gesperrt und, soweit sie in Deutschland lagen, 
durch das alliierte Militärregierungsgesetz Nr. 53 be- 
schlagnahmt. Für die am Währungsstichtag in der 
Schweiz verwahrten schweizer Aktien gilt wie für alle 
übrigen deutschen Vermögenswerte in der Schweiz das 
Abkommen über die deutschen Vermögenswerte in der 
Schweiz und das Mantelgesetz. Dem entspricht die Be- 
freiung der den unbeschränkt abgabepflichtigen schweize- 
rischen Staatsangehörigen gehörenden und in der Schweiz 
liegenden schweizer Aktien von der VA nach Absatz 2 
Buchstabe f. Die in der Deutschen Bundesrepublik ver- 
wahrten und beschlagnahmten schweizer Aktien haben 
die zuständigen alliierten Stellen aus der alliierten Be- 
schlagnahmeverwahrung freigegeben mit der Maßgabe, 
daß diese den anwendbaren Bestimmungen des Abkom- 
mens über die deutschen Vermögenswerte in der Schweiz 
und insoweit den von den zuständigen Behörden zur 
Durchführung dieses Abkommens getroffenen Maßnahmen 
unterworfen bleiben. Die schweizer Aktien, die am 
Währungsstichtag in der Deutschen Bundesrepublik und 
im Land Berlin verwahrt wurden und unbeschränkt ab- 
gabepflichtigen deutschen Staatsangehörigen, gehörten, 
werden demnach genau so behandelt wie die deutschen 
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Vermögenswerte in der Schweiz. Damit rechtfertigt sich 
die in Absatz 3 Buchstabe a getroffene Regelung, wonach 
die am Währungsstichtag in der Bundesrepublik Deutsch- 
land und im Land Berlin verwahrten schweizer Aktien 
von der VA befreit werden, wenn sie im Besitze von 
unbeschränkt abgabepflichtigen schweizerischen Staats- 
angehörigen waren. 

Unbeschränkt Abgabepflichtige, die am Währungsstich- 
tag die schweizerische und die deutsche Staatsangehörig- 
keit besessen haben, werden so behandelt, als wenn die 
VA unter das Doppelbesteuerungsabkommen fallen 
würde. Das in der Schweiz belegene unbewegliche 
Vermögen, grundstücksgleiche Berechtigungen sowie 
Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen in der 
Schweiz und schweizerische Betriebsstätten dieser Per- 
sonen bleiben von der Heranziehung zur VA frei. 

Neben der Regelung für die natürlichen Personen 
schweizerischer Staatsangehörigkeit bedurfte es einer 
solchen für Gesellschaften, insbesondere Kapitalgesell- 
schaften und Personengemeinschaften mit überwiegender 
schweizerischer Beteiligung, für die das Schutzrecht von 
dem schweizerischen Staat in Anspruch genommen wird, 
nicht. Nach Artikel 5 Abs, 1 Nr. 2 Buchstabe e des Ab- 
kommens .über die deutschen Vermögenswerte in der 
Schweiz in Verbindung mit § 3 Abs. 1 des Mantelgesetzes 
sind juristische Personen des privaten und des öffent- 
lichen Rechts, Handelsgesellschaften und Personenge- 
meinschaften, die ihren Sitz oder Ort ihrer geschäftlichen 
Tätigkeit oder Leitung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder im Land Berlin hatten und an denen am 
16. Februar 1945 Personen nichtdeutscher Staatsangehö- 
rigkeit mit mehr als 50 v. H. direkt oder indirekt betei- 
ligt waren, mit den in der Schweiz belegenen Vermögens- 
werten von der VA befreit, wenn sie rechtzeitig einen 
Antrag auf Befreiung von der Leistung eines freiwilligen 
Beitrags gestellt hatten. Ist ein Antrag auf Befreiung von 
der Leistung eines freiwilligen Beitrags nicht oder nicht 
rechtzeitig gestellt worden und betrug die direkte oder 
indirekte schweizerische Beteiligung mehr als 25 v. H., 
so soll nach dem als Anlage beigelugten Vcrhandlungs- 
protokoll mit gewissen Einschränkungen im Billigkeits- 
wege geholfen werden. Entsprechendes gilt für Familien- 
stiftungen im Sinne des Artikels 5 Abs. 2 des Abkom- 
mens über die deutschen Vermögenswerte in der 
Schweiz. 


Zu Artikel 3 

Artikel 3 regelt die Heranziehung zur VA für die be- 
schränkt Abgabepflichtigen mit Wohnsitz im Sinne des 
Doppelbesteuerungsabkommens in der Schweiz. Diese 
Personen sollen so behandelt werden, wie wenn die VA 
unter das Doppelbesteuerungsabkommen fallen würde. 
Eine Regelung für das inländische land- und forstwirt- 
schaftliche Vermögen, für das inländische Grundver- 
mögen und für das inländische Betriebsvermögen war 
nicht erforderlich, weil diese Vermögenseinheiten nach 
dem Doppelbesteuerungsabkominen wie nach deutschem 
Recht (§ 77 BewG in Verbindung mit § 17 Abs. 2 LAG) 
der deutschen Steuerhoheit unterliegen. Eine Beschrän- 
kung der Regelung auf schweizerische Staatsangehörige 
ist nicht vorgesehen. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 sieht das Verständigungsverfahren vor für 
Fälle, in denen die Auslegung oder Anwendung des Zu- 
satzprotokolls zu Schwierigkeiten führt oder zu Zweifeln 
Anlaß gibt. In dem als Anlage beigefügten Verhand- 
lungsprotokoll ist ergänzend vorgesehen, daß im Ver- 
ständigungsverfahren auch Zweifelsfragen behandelt 
werden können, die sich aus den Bestimmungen des LAG 
über die Währungsgewinnabgaben (HGA und KGA) 
ergeben. 

Zu Artikel 5 

Artikel 5 stellt klar, daß durch das Zusatzprotokoll das 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zum deut- 
schen Lastenausgleich vom 26. August 1952 nicht berührt 
wird. 

Za Artikel 6 

Artikel 6 betrifft die Berlinklausel und die Zugrunde- 
legung eines abweichenden Stichtages in Anpassung an 
die Sondervorschriften der §§ 79 bis 90 LAG. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 betrifft den Austausch der Ratifikations- 
urkunden und den Tag des Inkrafttretens. Dazu wird in 
dem als Anlage beigefügten Vcrhandlungsprotokoll klar- 
gestellt, daß die Bestimmungen der Artikel 2 bis 6 rück- 
wirkend auf alle Tatbestände Anwendung finden, auf die 
das LAG anzuwenden ist. 
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Anlage zur Denkschrift 


Verhandlungsprotokoll zum Zusatzprotokoll 

zum Abkommen zwischen dem Deutschen Reich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der direkten Steuern 
und der Erbschaftsteuern vom 15. Juli 1931 


Zwischen einer deutschen und einer schweizerischen 
Delegation wurde über das vorgenannte Zusatzprotokoll 
vom 16. bis 23. März 1955 in Bern verhandelt. 

Die Verhandlungen ergaben Übereinstimmung darüber, 
daß ein Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen dem 
Deutschen Reich und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft auf dem Gebiete der direkten Steuern und der 
Erbschaftsteuern vom 15. Juli 1931 abgeschlossen werden 
soll. 

Bezüglich der Auslegung des Zusatzprotokolls wurde 
folgendes vereinbart: 

Zu Artikel 2: 

Vermögenswerte in der Schweiz, die gemäß Artikel 5 
oder 6 des Abkommens über die deutschen Vermögens- 
werte in der Schweiz vom 26. August 1952 ohne Leistung 
eines Beitrags frei geworden sind oder frei werden, 
unterliegen nicht der Vermögensabgabe (§ 3 Absatz 1 des 
Gesetzes der Bundesrepublik Deutschland vom 7. März 
1953). Juristische Personen des privaten und öffentlichen 
Rechts, die ihren Sitz oder den Ort ihrer geschäftlichen 
Tätigkeit oder Leitung in der Bundesrepublik Deutschland 
oder im Land Berlin gehabt haben, an denen schweize- 
rische Staatsangehörige mit mehr als 50% direkt oder 
indirekt beteiligt waren, und die einen Antrag auf Be- 
freiung von der Leistung des freiwilligen Beitrags nicht 
oder nicht rechtzeitig gestellt haben, mußten den frei- 
willigen Beitrag leisten. Wurde der freiwillige Beitrag 
nicht geleistet, so unterliegen sie der Ersatzvermögens- 
abgabe bzw. der Vermögensabgabe. 


Es besteht Übereinstimmung, daß in den vorgenannten 
Fällen, in denen die materiellen Voraussetzungen für 
die Befreiung von der Leistung des freiwilligen Beitrags 
nach Artikel 5 des Abkommens über die deutschen Ver- 
mögenswerte in der Schweiz vorliegen, die Bundes- 
republik Deutschland die Befreiung von der Heran- 
ziehung zur Ersatz Vermögensabgabe bzw. Vermögens- 
abgabe im Billigkeitswege in vollem Umfange gewähren 
wird. Betrug die direkte oder indirekte schweizerische 
Beteiligung mehr als 25%, überstieg sic aber nicht 50%, 
so wird, wenn die besonderen Umstände des einzelnen 
Falles es rechtfertigen, eine teilweise Befreiung von der 
Heranziehung zur Ersatzvermögensabgabe bzw. Ver- 
mögensabgabe gewährt. 

Das gleiche gilt für Familienstiftungen, an denen 
schweizerische Begünstigte beteiligt sind (Hinweis auf 
Artikel 5 Abs. 1 Nr. 2 lit. c und Absatz 2 des Abkom- 
mens über die deutschen Vermögenswerte in der 
Schweiz). 

Zu Artikel 4: 

Im Verständigungsverfahren können auch Zweifels- 
fragen behandelt werden, die sich aus den Bestimmungen 
des Lastenausgleichsgesctzes über die Währungsgewinn- 
abgaben ergeben. 

Zu Artikel 7: 

Es besteht Übereinstimmung darüber, daß die Bestim- 
mungen der Artikel 2 bis 6 des Zusatzprotokolls rück- 
wirkend auf alle Tatbestände Anwendung finden, auf 
die das Lastenausgleichsgesetz anzuwenden ist. 


In doppelter Urschrift ausgefertigt. 
Bonn, den 6. Juli 1956. 


Für die deutsche Delegation 
gezeichnet: 

Mersmann 


Für die schweizerische Delegation 
gezeichnet: 

Rebsamen 
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